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18.11.2003 
Dem 

Haushaltsausschuss 
überwiesen 

 
Änderungsantrag  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über  
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das  
Haushaltsjahr 2004 (Haushaltsgesetz 2004) 
Drucksache 16/834 
 
 
 
- Einzelplan 07 - 
 
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel 07 12  Bewilligungen im Bereich des öffentlichen 

Personennahverkehrs 
   
Zu Titel 685 71  Zuschüsse an Organisationen für eine 

Schlichtungsstelle Nahverkehr 
 
  Es werden 400.000 EUR ausgebracht. 

 
Begründung: In Hessen koordinieren drei 
Verkehrsverbünde den regionalen 
Nahverkehr. Der lokale Nahverkehr wird 
durch lokale Nahverkehrsgesellschaften 
geplant. Die Durchführung übernimmt eine 
Vielzahl von Unternehmen. Für die 
Kundinnen und Kunden besteht keine 
zentrale Anlaufstelle bei Problemen mit dem 
öffentlichen Nahverkehr. Durch die 
Schlichtungsstelle sollen einerseits die 
Rechte der Kundinnen und Kunden gestärkt 
werden. Andererseits sollen die 
Rückmeldungen der Kundinnen und Kunden 
für ein Qualitätsmanagement im öffentlichen 
Nahverkehr genutzt werden und damit ein 
Beitrag zur Steigerung der Attraktivität 
geleistet werden. 

 
 
Wiesbaden, 17. November 2003 
 Der Fraktionsvorsitzende: 
 Tarek Al-Wazir 
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16. Wahlperiode 
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